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Liebe Freund*innen des 
Aktionsbündnis gegen AIDS,
wieder eine Internationale AIDS-Konferenz, wieder ein Hochrangiges 
Treffen der Vereinten Nationen (UNHLM). Auf den ersten Blick mögen 
diese internationalen Konferenzen und politischen Prozesse weit ent­
fernt vom Alltag vieler Menschen erscheinen. Doch hinter den Ver­
handlungen, Formulierungen und politischen Erklärungen stehen kon­
krete Lebensrealitäten. Es geht um Millionen Menschen weltweit, die 
auf Prävention, Beratung, Behandlung und einen gleichberechtigten, 
diskriminierungsfreien Zugang zu Gesundheitsversorgung angewiesen 
sind. Die dort getroffenen Entscheidungen bestimmen, ob die globa­
le HIV-Arbeit gestärkt wird oder ob politische Rückschritte, Finanzie­
rungslücken und wachsende Unsicherheiten die Fortschritte der ver­
gangenen Jahrzehnte gefährden.

Die diesjährigen Debatten stehen unter schwierigen Vorzeichen. Wäh­
rend wichtige Geberländer ihre Mittel für Entwicklungszusammenarbeit 
kürzen und damit die globale HIV-Bekämpfung schwächen, geraten zu­
gleich zentrale Errungenschaften unter Druck: Menschenrechte, Diver­
sität, Geschlechtergerechtigkeit, sexuelle und reproduktive Gesundheit 
und Rechte sowie die Anerkennung der besonderen Bedarfe und Vul­
nerabilitäten von Schlüsselgruppen. Auch die Beteiligung von Commu­
nities wird in internationalen Foren zunehmend infrage gestellt.

In dieser Ausgabe der Informiert beleuchten wir die politischen, finan­
ziellen und gesellschaftlichen Herausforderungen für die globale HIV-
Arbeit. Wir blicken auf das UNHLM on HIV / AIDS, die Welt-AIDS-Konfe­
renz, aktuelle Entwicklungen bei der Weltgesundheitsversammlung der 
WHO, die Folgen von Kürzungen in der Entwicklungszusammenarbeit, 
die Auswirkungen von Anti-Rights- und Anti-Gender-Bewegungen, die 
Zukunft von UNAIDS sowie Bemühungen um gerechtere globale Ge­
sundheitsstrukturen.

Denn eines hat sich seit Beginn der Epidemie nicht verändert: Fort­
schritte entstehen nicht von selbst. Sie müssen politisch gewollt, finan­
ziert und immer wieder verteidigt werden.

Deshalb begleiten wir die in dieser Ausgabe beschriebenen Prozesse 
und Debatten aufmerksam und kritisch.

Ihr Sprecher*innenkreis und das Bündnisbüro
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„Neu denken, neu aufbauen, aufstehen!“

Zwei bedeutende Ereignisse könnten in diesem Jahr die weitere Ent­
wicklung der globalen HIV-Arbeit maßgeblich prägen. Bei beiden Veran­
staltungen wird das Aktionsbündnis gegen AIDS vertreten sein, sich ak­
tiv einbringen und darüber berichten.

Das High-Level Meeting on HIV / AIDS (UNHLM) bei den Vereinten Na­
tionen in New York wird bei Erscheinen dieser Ausgabe bereits stattge­
funden haben. Umso spannender wird die Frage sein, ob sich die Mit­
gliedstaaten auf ein gemeinsames Abschlussdokument einigen konn­
ten. Ebenso richtungsweisend dürfte die 26. Internationale AIDS-Kon­
ferenz Ende Juli in Rio de Janeiro werden. Welche Themen werden dort 
die Debatten bestimmen? Welche Entwicklungen gibt es beim Zugang 
zu Präventions- und Behandlungsmöglichkeiten, insbesondere zu Lena­
capavir, einem Medikament, das vielfach als potenzieller Wendepunkt in 
der Bekämpfung der HIV-Pandemie bezeichnet wird?

Ein Wendepunkt kann Lenacapavir allerdings nur dann sein, wenn ein 
gerechter Zugang gewährleistet wird. Innovationen, die denjenigen vor­
enthalten werden, die sie am dringendsten brauchen, sind keine Innova­
tionen, sie sind Ausdruck von Ungerechtigkeit. Ebenso wird die Frage im 
Mittelpunkt stehen, wie die Auswirkungen der dramatischen Mittelkür­
zungen im Bereich der globalen Gesundheit thematisiert, aufgearbeitet 
und welche Antworten darauf gefunden werden.

Auf zur Internationalen AIDS-
Konferenz in Rio de Janeiro und 

zum UN High-Level Meeting 
on HIV / AIDS in New York

Text:  
Peter Wiessner

Foto links:  
Winnie Byanyima, 
Exekutivdirektorin 
von UNAIDS, 
spricht vor der 
Generalversammlung 
beim High-Level 
Meeting 2026 zu 
HIV / AIDS am 22. 
Juni 2026 (UN 
Photo / Manuel Elías)

Foto rechts: 
Überblick über das 
Plenum beim High-
Level Meeting 2026 
zu HIV / AIDS am 
22. Juni 2026 (UN 
Photo / Manuel Elías)
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26. Internationale AIDS-Konferenz

Die 26. Internationale AIDS-Konferenz (AIDS 2026) findet vom 26. bis 
31. Juli 2026 in Rio de Janeiro sowie virtuell statt. Als weltweit größte 
Konferenz zu HIV und Aids bringt sie Forschende, Aktivist*innen, Men­
schen mit HIV, politische Entscheidungsträger*innen, Gesundheitsfach­
kräfte, Geberorganisationen und Vertreter*innen der Zivilgesellschaft 
zusammen. Erwartet werden bis zu 10.000 Teilnehmende. Im Vergleich 
zur Konferenz 2024 in München werden vermutlich weniger Menschen 
aus Europa teilnehmen. Die Anreise ist weiter und mit erheblichen Kos­
ten verbunden. Gleichzeitig tragen wechselnde Austragungsorte dazu 
bei, dass Regionen stärker in den Fokus rücken, die im globalen Diskurs 
oft weniger sichtbar sind. Damit schaffen sie Möglichkeiten zur Teilhabe 
für Aktivist*innen und Organisationen, die andernfalls nur eingeschränkt 
Zugang zu solchen internationalen Foren hätten.

Warum die Teilnahme wichtig ist

Unter den Teilnehmenden wird auch Andriy Klepikov sein, Geschäfts­
führer der ukrainischen Alliance for Public Health (APH) und künftiger 
Präsident der International AIDS Society (IAS). Andriy ist für uns ein 
langjähriger Freund und wichtiger Kooperationspartner. Bei unseren 
Konferenzen hat er immer wieder wertvolle Impulse eingebracht und 
die Zusammenarbeit aktiv unterstützt. Auch die Videokampagne, die 
wir während der Konferenz veröffentlichen werden, ist gemeinsam mit 
APH entstanden (Anmerkung der Redaktion: siehe dazu den 
Beitrag ab Seite 9 in diesem Heft).

Solche Kooperationen zeigen, warum die Teilnahme an internationa­
len Konferenzen von großer Bedeutung sind. Sie schaffen Räume für 
Begegnungen, Vernetzung und gemeinsame Projektentwicklung. Viele 
Ideen und nachhaltige Partnerschaften entstehen aus persönlichen Ge­
sprächen und lassen sich durch virtuelle Formate nur schwer ersetzen.

„Neu denken, neu aufbauen, aufstehen!“ lautet das Motto der Konfe­
renz. Es unterstreicht die Bedeutung von Community-Building und ver­
weist zugleich auf die Herausforderungen, vor denen die globale HIV-
Arbeit derzeit steht. Angesichts tiefgreifender politischer und finanziel­
ler Veränderungen spricht vieles dafür, dass wir vor einer neuen Phase 
der internationalen HIV-Politik stehen.

UNHLM in New York

Wir freuen uns sehr, dass die Bundesregierung unserer Anregung ge­
folgt ist und eine Delegation zum UNHLM zusammengestellt hat, der 
auch Vertreter*innen zivilgesellschaftlicher Organisationen ange­
hören. Solche Beispiele zeigen, dass die Beteiligung der Zivilgesell­
schaft kein abstraktes Prinzip bleiben muss, sondern konkret umge­
setzt werden kann.
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Vertreter*innen des Aktionsbündnisses gegen AIDS, der Deutschen 
Aidshilfe und der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung werden als Mit­
glieder der deutschen Delegation direkten Zugang zu den Diskussionen 
in New York haben. Wir begrüßen diese Möglichkeit und werden aus 
NY berichten.

Im Mittelpunkt des Treffens steht die Verabschiedung einer politischen 
Erklärung, in der die bisherigen Erfolge der globalen HIV-Arbeit gewür­
digt und die Prioritäten für die kommenden Jahre festgelegt werden. 
Angesichts des derzeitigen geopolitischen Klimas ist dies keine Selbst­
verständlichkeit. Zahlreiche Grundprinzipien erfolgreicher HIV-Politik 
werden zunehmend infrage gestellt: die Ausrichtung von Programmen 
an den Bedarfen vulnerabler Gruppen, der Schutz vor Diskriminierung, 
die Orientierung an Menschenrechten, die nachhaltigen Entwicklungs­
ziele, Fortschritte bei gendertransformativen Ansätzen sowie die Beteili­
gung der Zivilgesellschaft.

Es ist zu erwarten, dass Vertreter*innen autoritärer und menschen­
rechtsfeindlicher Bewegungen versuchen werden, diese Errungen­
schaften unter Berufung auf restriktive Vorstellungen von Familie, Ge­
schlecht und Sexualität oder auf das Konzept des sogenannten „Human 
Flourishing“ zurückzudrängen. Deshalb wird mit Spannung zu beobach­
ten sein, ob die politische Erklärung im Konsens verabschiedet werden 
kann oder ob es zu einer Abstimmung kommt, bei der einzelne Staaten 
versuchen werden, kurzfristige politische Interessen durchzusetzen und 
multilaterale Prozesse weiter zu schwächen.

Besonders besorgniserregend ist die Möglichkeit neuer politischer Al­
lianzen. So könnte es durchaus vorkommen, dass die USA unter Präsi­
dent Trump gemeinsam mit Staaten wie Russland, Iran oder Nordkorea 
abstimmen, wenn es darum geht, etablierte menschenrechtsbasierte 
Ansätze in der internationalen Gesundheits- und Entwicklungspolitik in­
frage zu stellen.

Das Ergebnis des UNHLM könnte zudem Auswirkungen auf die zukünf­
tige Rolle von UNAIDS haben. Die Frage, ob es weiterhin eine starke, un­
abhängige Institution innerhalb der Vereinten Nationen braucht, die die 
globale HIV-Arbeit koordiniert und vorantreibt, wird zunehmend disku­
tiert. Ein klares Bekenntnis der Mitgliedstaaten könnte dazu beitragen, 
die Rolle und die Arbeitsweise von UNAIDS zu stärken, gerade in einer 
Zeit, in der manche bereits das Ende der Organisation herbeireden. ●

Hinweis: Dieser Text ist vor dem UNHLM 2026 entstanden.

Hintergrundinformationen des Aktionsbündnisses  
gegen AIDS zum High-Level Meeting 2026:
www.aids-kampagne.de/un-high-level-meeting-hiv-2026

https://www.aids-kampagne.de/un-high-level-meeting-hiv-2026
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Die Konsequenzen sind unmittelbar in der globalen Gesundheitsarchi­
tektur spürbar. Besonders betroffen sind Programme der HIV / Aids-Prä­
vention, Diagnose und Versorgung. Während die USA in diesem Bereich 
früher eine zentrale Rolle spielten, hat die Trump-Administration wich­
tige Partnerschaften und Programme deutlich geschwächt. Darunter 
USAID-finanzierte Projekte sowie Teile von PEPFAR, dem mit Abstand 
wichtigsten bilateralen Programm zur globalen Eindämmung von HIV. 
Gleichzeitig wurden internationale Forschungs- und Kooperationsmittel 
teilweise eingefroren.

Die fatalen Folgen dieser Entscheidungen zeigen sich inzwischen welt­
weit. Gesundheitsprogramme werden reduziert, Versorgungsketten un­
terbrochen und präventive Maßnahmen eingeschränkt.

ODA-Kürzungen und globale 
HIV / Aids-Arbeit: Ein Jahr danach

Text:  
Tilman Rüppel, Referent 
für politische Anwaltschaft 
bei medmissio sowie 
Mitglied des Vorstands 
und Sprecher*innenkreises 
des Aktionsbündnis 
gegen AIDS.

Foto: 
(von links) unbekannt, 
Dr. Alphons Matovu, Dr. 
Joseph Kyamgwa, Sr. 
Rovina und medmissio-
Referentin Carina Dinkel 
in Kamyuhanga, Uganda 
(Foto: medmissio).

Seit Anfang 2025 haben sich die Rahmenbedingungen der globalen Gesund­
heitsfinanzierung deutlich verschlechtert. Auslöser waren politische Entschei­
dungen der USA und massive Kürzungen in der öffentlichen Entwicklungs­
zusammenarbeit (Official Development Assistance, ODA). Laut OECD gingen 
die globalen ODA-Mittel im Jahr 2025 um 23,1 Prozent zurück. Dies markiert 
einen historischen Einbruch, der vor allem von den USA, aber auch von wei­
teren Gebern wie Deutschland, Frankreich und dem Vereinigten Königreich 
verursacht wird.
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Datenlage: Noch keine offiziellen Zahlen für 2025

Für die Bewertung der Auswirkungen auf HIV / Aids ist jedoch entschei­
dend, dass offizielle Zahlen zu HIV-Neuinfektionen und Todesfällen für 
das Jahr 2025 noch nicht vorliegen. Denn diese Daten werden von UN­
AIDS und der WHO erhoben und aufgrund der Auswertungs- und Veröf­
fentlichungsprozesse erst zwischen Juni und August 2026 erwartet.

Zudem hat sich die Datenlage verschlechtert: In einigen Programmen 
wurden aufgrund der ODA-Kürzungen detaillierte Erhebungen zu be­
sonders gefährdeten Menschen und HIV-Schlüsselgruppen einge­
schränkt. Damit beschädigt die Krise nicht nur die Gesundheitsversor­
gung, sondern auch die Möglichkeit, ihre Folgen überhaupt noch sicht­
bar zu machen.

Was wir trotzdem bereits wissen

Obwohl die offiziellen Daten zu Todesfällen und Neuinfektionen für 
2025 noch ausstehen, lassen sich bereits heute negative Entwicklungen 
anhand von Berichten und Modellierungen erkennen. Gravierende Ver­
sorgungsengpässe werden in vielen Ländern unter anderem von Orga­
nisationen wie medmissio, Mitträger im Aktionsbündnis gegen AIDS, be­
richtet. In Kenia wurden HIV-Jugendprogramme vollständig eingestellt. 
Besonders betroffen sind junge Menschen mit HIV, die auf kontinuierli­
che Betreuung angewiesen sind. Ohne diese Versorgung steigt das Risi­
ko von Therapieabbrüchen, neuen Infektionen sowie resistenten Virus­
varianten. Auch in Uganda hat sich die Lage verschärft. Mobile Versor­
gungseinheiten wurden gestrichen, sodass Menschen weite Strecken 
zur nächsten Klinik zurücklegen müssen. Gleichzeitig brechen Struktu­
ren der Community-basierten Gesundheitsversorgung weg, die bislang 
eine zentrale Rolle in der Nachsorge spielten.

Aus Südafrika werden massive Einschränkungen bei HIV-Tests, PrEP 
und Basisversorgung berichtet. Sambia verzeichnet zwar weiterhin eine 
weitgehend stabile Behandlungssituation, doch Präventions- und Test­
programme wurden deutlich reduziert, sodass neue Infektionen später 
erkannt werden und sich unbemerkt ausbreiten können. Während das 
Land vor den ODA-Kürzungen noch auf Kurs war, die Aids-Epidemie bis 
2030 zu beenden, deutet die aktuelle Entwicklung darauf hin, dass die­
ses Ziel zunehmend außer Reichweite gerät.

Unsichtbare Risiken durch sinkende Testzahlen

Die Auswirkungen betreffen vor allem die Grundstruktur der HIV-Arbeit: 
Tests, Prävention und Community-basierte Versorgung. Diese soge­
nannten Versorgungs- und Präventionssysteme sind entscheidend, um 
neue Infektionen früh zu erkennen und Behandlungsketten stabil zu hal­
ten. Forschende warnen daher vor einem verzögerten Effekt: Weniger 
Tests führen kurzfristig zu scheinbar stabilen Zahlen, langfristig jedoch 
zu mehr unentdeckten Infektionen und steigender Transmission.
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Frühwarnzeichen einer strukturellen Krise

Ein Jahr nach Beginn der massiven ODA-Kürzungen zeigt sich ein para­
doxes Bild: Während offizielle Mortalitäts- und Infektionszahlen noch 
fehlen, ist die Verschlechterung der Versorgungsrealität bereits deutlich 
sichtbar. Besonders im Bereich HIV / Aids droht eine schleichende Ero­
sion zentraler Fortschritte der letzten Jahrzehnte.

Die kommenden UNAIDS- und WHO-Berichte werden das Ausmaß die­
ser Entwicklung erstmals quantitativ erfassen. Doch schon jetzt ist klar: 
Die Einschnitte betreffen nicht nur die verfügbaren finanziellen Ressour­
cen, sondern haben globale Auswirkungen und schwächen vor allem 
die Gesundheitssysteme in Ländern mit hoher HIV-Prävalenz und gerin­
gen eigenen Finanzmitteln.

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass ein Rückzug aus der Ent­
wicklungsfinanzierung nicht nur kurzfristige Lücken erzeugt, sondern 
langfristige Schäden verursacht. Denn ohne stabile internationale Finan­
zierung droht ein Rückschritt in der HIV-Prävention, Diagnose und Ver­
sorgung, der erst mit Verzögerung in den Statistiken sichtbar wird, dann 
aber zu irreversiblen  gesundheitlichen und sozialen Folgen geführt ha­
ben könnte. ●

Auswirkungen aktueller Finanzierungskürzungen auf die globale HIV-Arbeit: Rückgänge bei HIV-Tests, 
PrEP und Präventionsangeboten zwischen 2024 und 2025 (Grafik: Aktionsbündnis gegen AIDS).  

Hinweis: Dieser Beitrag wurde vor Veröffentlichung des UNAIDS Global AIDS Briefs „United to 
End AIDS“ verfasst. Die Grafik basiert auf Daten aus dem später veröffentlichten Bericht.

Globale 
Entwicklungen 
2024  2025

Ausgaben globale 
Entwicklungszusammenarbeit:
Rückgang um

HIVTests:
Rückgang um 22% in Ländern 
mit hoher HIVPrävalenz

Kondome:
90% Ausgabenkürzungen 
in manchen Ländern

HIVPrEP 
Rückgang in 62 Ländern um

↓%

↓%

↓%

↓%

Quelle UNAIDS Global AIDS Brief 
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NEUE KAMPAGNE

Der Globale Fonds: 
Warum es wichtig 
ist, Versprechen 

einzuhalten
„Es sind Investitionen in Menschen. Es 
sind Investitionen, die Leben retten.“

Mit diesen Worten beginnt einer der Beiträge der neuen Reihe Together 
We Save Lives – The Global Fund: From Financial Contributions to Im-
pact, die wir derzeit gemeinsam mit dem Global Fund Advocates Net­
work (GFAN) und der ukrainischen Alliance for Public Health (APH) ent­
wickeln. Der Titel bringt die zentrale Botschaft der Kampagne auf den 
Punkt: Finanzielle Zusagen an den Globalen Fonds entfalten ihre Wir­
kung nur dann, wenn sie tatsächlich eingelöst werden.

Die Video-Aufnahmen der Kampagne entstanden im März 2026 wäh­
rend eines Treffens des Global Fund Advocates Network (GFAN) in Nai­
robi, Kenia, an dem wir als Partnerorganisation und Mitglied des Steer­
ing Committees teilgenommen haben. Zu den weiteren Teilnehmenden 
gehörten rund 80 Aktivist*innen aus verschiedenen Ländern, die sich 
für die politische Unterstützung des Globalen Fonds engagieren. Solche 
Treffen bieten wertvolle Rahmenbedingungen zur Vernetzung und zur 
Entwicklung gemeinsamer Aktivitäten.

Die Reihe vermittelt eine einfache, aber oft übersehene Botschaft: Poli­
tische Ankündigungen allein retten keine Leben. Wenn Regierungen auf 
internationalen Konferenzen Milliardenbeträge für die globale Gesund­
heit in Aussicht stellen, sorgt das häufig für positive Schlagzeilen. Für 
Menschen mit HIV, Tuberkulose oder Malaria, die auf Prävention, Dia­
gnostik und Behandlung angewiesen sind, ist jedoch entscheidend, ob 
diese Ankündigungen anschließend vollständig und rechtzeitig umge­
setzt werden.

Der Globale Fonds zur Bekämpfung von HIV, Tuberkulose und Malaria 
gehört zu den wirksamsten Instrumenten der internationalen Gesund­
heitszusammenarbeit. Seit seiner Gründung im Jahr 2002 hat er dazu 
beigetragen, Millionen Menschenleben zu retten und den Zugang zu 
Prävention, Beratung, Diagnostik und Behandlung weltweit auszubauen. 
Alle drei Jahre legen Regierungen ihre Beiträge für die nächste Förder­
periode fest. Ob die zugesagten Mittel später vollständig und rechtzeitig 
bereitgestellt werden, bestimmt maßgeblich, wie verlässlich Programme 
planen und arbeiten können.

Die Beiträge verdeutlichen, was hinter abstrakten Zahlen und Haushalts­
debatten oft verborgen bleibt: die konkreten Auswirkungen internationa­
ler Solidarität auf das Leben von Menschen und Communities.
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„Jeden Tag sehe ich, was globale Solidarität bewirken kann“, berichtet 
eine Aktivistin.

Was das konkret bedeutet, beschreiben die Beteiligten anhand ihrer Er­
fahrungen aus unterschiedlichen Ländern:

→	 „Kontinuierliche Behandlung für Menschen mit HIV, damit niemand 
Angst vor Versorgungslücken haben muss.“

→	 „Schnelle Tuberkulose-Diagnostik, damit eine Diagnose nicht zu 
spät gestellt wird.“

→	 „Malariaprävention und Schutzmaßnahmen, damit Kinder geschützt 
sind, bevor die Krankheit zuschlägt.“

→	 „Community-Strukturen, die besonders vulnerable Menschen errei­
chen – auch diejenigen, die sonst häufig zurückgelassen werden.“

Wie ein roter Faden ziehen sich diese Beispiele durch die Reihe. Sie ver­
deutlichen, dass Finanzierungsentscheidungen keine abstrakten politi­
schen Prozesse sind. Sie bestimmen darüber, ob Menschen Zugang zu 
Behandlung erhalten, Gesundheitszentren geöffnet bleiben und Com­
munity-Organisationen ihre Arbeit fortsetzen können.

Von Versprechen zu Verantwortung

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Frage politischer Verantwortung. Zahl­
reiche Geberländer überprüfen derzeit ihre Ausgaben für Entwicklungs­
zusammenarbeit und internationale Gesundheitsfinanzierung. Gleichzei­
tig haben die drastischen Kürzungen der Vereinigten Staaten und ande­
rer Geber im Bereich globaler Gesundheit gezeigt, wie schnell jahrzehn­
telange Fortschritte gefährdet werden können.

Abbildung: Peter Wiessner 
(Aktionsbündnis gegen 
AIDS) in der Kampagne 
„Together We Save Lives 
– The Global Fund: From 
Financial Contributions to 
Impact“. Grafik: Alliance 
for Public Health (APH).
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In vielen Ländern berichten Organisationen bereits von unterbrochenen 
Programmen, Personalabbau und wachsender Unsicherheit bei der Fi­
nanzierung wichtiger Gesundheitsdienste (Anmerkung der Redaktion: 
Vergleiche hierzu auch den Beitrag von Tilman Rüppel in dieser Ausga­
be.) Vor diesem Hintergrund stellen die Beteiligten eine zentrale Frage: 
Was geschieht, wenn Regierungen finanzielle Verpflichtungen zwar ein­
gehen, diese aber verspätet oder nur teilweise oder gar nicht erfüllen? 
Und wie sollte damit umgegangen werden, wenn finanzielle Zusagen an 
Bedingungen geknüpft werden, die aus unterschiedlichen Gründen nicht 
akzeptiert werden können?

Die Antwort fällt eindeutig aus. Was in politischen Debatten häufig wie 
eine technische Haushaltsfrage erscheint, hat unmittelbare Auswirkun­
gen auf die Gesundheitsversorgung vor Ort. Fehlende Planungssicher­
heit kann dazu führen, dass Lieferketten unterbrochen werden, Medika­
mente verspätet eintreffen oder community-basierte Präventionsange­
bote eingeschränkt beziehungsweise eingestellt werden müssen.

„Worte müssen zu Taten werden, damit Versprechen Realität werden“, 
bringt es ein Teilnehmer auf den Punkt.

Eine andere Aktivistin erinnert daran, worum es letztlich geht: „Für die 
Menschen, mit denen wir arbeiten, ist Finanzierungsstabilität nichts 
Abstraktes. Sie bedeutet Überleben. Sie bedeutet Hoffnung. Sie bedeu­
tet Würde.“

Die Botschaft der Reihe ist ebenso einfach wie eindringlich: Internatio­
nale Solidarität zeigt sich nicht in Ankündigungen, sondern darin, ob Zu­
sagen umgesetzt und eingehalten werden. Andernfalls geht Vertrauen 
verloren.

Die ersten Beiträge werden ab Juli 2026 rund um die Internationale 
AIDS-Konferenz in Rio de Janeiro veröffentlicht. Gemeinsam mit Inter­
views, Blogbeiträgen und weiteren Materialien bilden sie den Auftakt 
einer Kampagne für eine verlässliche Finanzierung des Globalen Fonds.

„Versprechen müssen eingehalten werden. 
Versprechen dürfen nicht gebrochen 
werden. Wir zählen auf Sie.“

Alle Materialien der Kampagne werden ab Juli 2026 fortlaufend auf 
der Webseite des Aktionsbündnisses gegen AIDS sowie der Alliance 
for Public Health veröffentlicht. ●

Kampagnenwebsite Together We Save Lives
www.aids-kampagne.de/together-we-save-lives

https://www.aids-kampagne.de/together-we-save-lives
https://aph.org.ua/en/home/
https://aph.org.ua/en/home/
https://www.aids-kampagne.de/together-we-save-lives
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Im Zentrum der Veranstaltung stand die Frage, wie die Globale AIDS-
Strategie 2021 – 2026 in politisch schwierigen Zeiten nicht nur verab­
schiedet, sondern auch wirksam umgesetzt werden kann. Schnell wur­
de deutlich: Es geht nicht nur um technische Zielmarken, sondern um 
politische Prioritäten, Sprache, Rechenschaft und letztlich um Men­
schenleben. 

Zum Auftakt ordnete Christine Stegling von UNAIDS die Bedeutung des 
diesjährigen High-Level-Meetings ein. Seit 2001 seien diese Treffen ein 
zentraler Moment, an dem sich die Weltgemeinschaft auf gemeinsame 
Ziele verständige und überprüfe, ob sie beim Kampf gegen HIV tatsäch­
lich vorankomme. Die Verhandlungen stünden unter großem Druck, ins­
besondere bei Menschenrechten, Schlüsselgruppen und Gendergerech­
tigkeit. Umso wichtiger sei es, an genau diesen Punkten festzuhalten: 

„Wir wissen, was zu Erfolg bei HIV 
führt. Und das ist eben, dass wir Men-
schenrechte beschützen und dass Men-
schenrechte Teil unserer Antworten auf 
HIV sind, dass die Zivilgesellschaft 
dabei ist und dass Gendergerechtigkeit 
ein Teil unserer Programmierung ist.“

Auch aus Sicht des BMG ist das UN-Treffen eine zentrale politische 
Wegmarke. Björn Kümmel, Referatsleiter für multilaterale globale Ge­
sundheitspolitik im BMG, betonte den besonderen Wert solcher hoch­

KAMINFEUER I ZUM HOCHRANGIGEN TREFFEN DER UN ZU HIV / AIDS IM JUNI 2026

„Wenn wir anfangen, 
Ungleichheiten nicht mehr 

beim Namen zu nennen, 
dann werden wir in der HIV-

Prävention scheitern“
Im Juni 2026 kommt die internationale Staatengemeinschaft der 

Vereinten Nationen in New York erneut zu einem Hochrangigen Treffen 
zu HIV zusammen. In einer Zeit, in der multilaterale Zusammenarbeit 

unter Druck steht, Finanzierungszusagen brüchig werden und 
menschen rechtsbasierte Ansätze zunehmend angegriffen werden, ist 
dieses Treffen von besonderer Bedeutung. Genau darüber diskutierten 

wir mit Vertreter*innen des Bundesgesundheitsministeriums (BMG), 
des Auswärtigen Amts (AA) und der Deutschen Aidshilfe.
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rangigen Prozesse. Entscheidend sei dabei allerdings nicht allein die 
Verabschiedung einer politischen Deklaration, sondern was anschlie­
ßend mit ihr geschieht:

„Die politischen Deklarationen als 
auch die High-Level-Meetings [sind] 
eine Möglichkeit, insbesondere für 
Sie, für die Zivilgesellschaft, Regie-
rungen zur Rechenschaft zu ziehen.“

Kümmel würdigte zugleich UNAIDS als „unglaubliche Erfolgsgeschichte“. 
Ohne die Zusammenführung von Staaten, Zivilgesellschaft und Betrof­
fenenperspektiven wären die Fortschritte der vergangenen Jahrzehnte 
nicht denkbar gewesen. Zwar müsse man offen über institutionelle Ver­
änderungen sprechen, doch dürften zentrale Funktionen nicht verloren­
gehen. Als unverzichtbar nannte er Datenerhebung, Leadership, Advo­
cacy, Koordination und Community Engagement. Noch größere Sorge als 
institutionelle Reformen bereite ihm allerdings der geopolitische Kontext: 
das Zurückdrängen von Menschenrechten, Gendergerechtigkeit und 
zivilgesellschaftlicher Beteiligung in internationalen Foren.

Dass diese Entwicklungen längst konkrete politische Auswirkungen ha­
ben, machte Marianne Therre-Mano Referentin im Referat Globale Ge­
sundheit aus dem AA deutlich. Sie beschrieb, wie sehr sich die interna­
tionalen Aushandlungsprozesse in den vergangenen Jahren verändert 
haben. Nicht mehr nur Fortschritte stünden zur Debatte, sondern inzwi­
schen selbst das, was bereits als politischer Konsens galt:

„Wir haben das Gefühl, dass selbst das 
Erreichte infrage gestellt wird.“

Sie unterstrich die Bedeutung ressortübergreifender Zusammenarbeit 
und betonte, dass Sprache in Verhandlungen nicht neutral ist, sondern 
politische Haltungen prägt:

Abbildung: Screenshot der Kaminfeuerdiskussion „UN HLM HIV im Juni 2026: Backlash für Gender, 
Menschenrechte und sexuelle, reproduktive Rechte?“, 20. April 2026 (Screenshot: Marwin Meier)
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„Sprache kreiert auch Haltung. Wenn 
ich die Sprache ändere, laufe ich am 
Ende des Tages Gefahr, dass sich die 
Haltung auch daran orientiert.“

Gerade deshalb gehe es um rote Linien, etwa bei menschenrechtsba­
sierten Ansätzen und der Benennung besonders betroffener Gruppen.

Aus Sicht der Zivilgesellschaft formulierte Sasha Gurinova von der Deut­
schen Aidshilfe die vielleicht eindringlichste Warnung des Vormittags. 
Internationale Strategien und Deklarationen seien wichtig, sagte sie, weil 
sie Ziele setzen und einen Referenzrahmen für Advocacy schaffen. Sie 
seien aber nie der eigentliche Motor des Fortschritts gewesen. Fort­
schritte in Prävention und Behandlung seien vor allem durch den Druck, 
die Arbeit und das Wissen von Communities erkämpft worden. Zugleich 
warnte sie davor, politische Sprache zu entpolitisieren und zentrale Un­
gleichheiten unsichtbar zu machen:

„Wenn wir anfangen, Ungleichheiten nicht 
mehr beim Namen zu nennen, dann werden 
wir in der HIV-Prävention scheitern.“

HIV sei weiterhin stark von sozialen und rechtlichen Ungleichheiten ge­
prägt. Deshalb brauche es nicht nur politische Absichtserklärungen, son­
dern verbindliche Zusagen, Monitoring und langfristige Finanzierung:

„Communitys haben Wissen. Und 
Communitys brauchen Ressourcen.“

In der Diskussion zeigte sich ein klarer Konsens: Menschenrechte, Gen­
dergerechtigkeit, die Beteiligung der Zivilgesellschaft und die Benennung 
von Schlüsselgruppen sind Voraussetzungen wirksamer HIV-Politik. 
Gleichzeitig wurde deutlich, dass Deutschland eine wichtige Rolle dabei 
spielt, diese Prinzipien in internationalen Verhandlungen zu verteidigen. 

Zum Abschluss brachte Björn Kümmel die Grundhaltung vieler Beiträge 
in einem einfachen Satz auf den Punkt:

„Gesundheit ist und bleibt 
ein Menschenrecht.“

Das Kaminfeuer machte deutlich, was beim UN-Hochrangigen Treffen 
zu HIV im Juni 2026 auf dem Spiel steht: ob eine evidenzbasierte und 
menschenrechtsorientierte HIV-Politik gestärkt oder schrittweise ausge­
höhlt wird. Für das Aktionsbündnis gegen AIDS ist klar: Es braucht mehr 
politische Verantwortung, stärkere Beteiligung von Communities und 
eine konsequente Verteidigung der Menschenrechte. ●

Hinweis: Die Veranstaltung wurde aufgezeichnet und 
steht auf der Website des Aktionsbündnisses gegen 
AIDS als Recording zur Verfügung. 

https://www.aids-kampagne.de/aktuelles/2026-04-20-videoaufzeichnung
https://www.aids-kampagne.de/aktuelles/2026-04-20-videoaufzeichnung
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Verabschiedung des 
Pandemieabkommens 

vorerst gescheitert
Verhandlungen zum PABS-Anhang des Pandemie­

Abkommens gehen in eine weitere Runde

Als die EU und europäische Staaten, darunter prominent auch Deutsch­
land mit dabei, bei der WHO Ende 2021 den Vorschlag eines neuen 
„Pandemie-Abkommens“ machten, noch während die Covid-19-Pan­
demie die Welt fest im Griff hatte, konnte es gar nicht schnell genug 
gehen. 

Denn die Pandemie hatte nicht nur die Weltwirtschaft lahmgelegt und 
Millionen Menschenleben gefordert. Die internationalen Debatten bei 
der Welthandelsorganisation um den TRIPS Waiver (die temporäre 
Aussetzung der Patentrechte an den Impfstoffen und anderen medi­
zinischen Gütern zur Bewältigung der Krise) stellten auch die massive 
Ungleichheit im Zugang zu diesen überlebenswichtigen Produkten 
während der Krisenbewältigung und ihre tödlichen Folgen in ein grel­
les öffentliches Licht. Der WHO Generaldirektor sprach von „Impfstoff 
Apartheid“. 

Ambitioniertes Vorhaben

Statt bei der Welthandelsorganisation, die für den TRIPS Waiver zu­
ständig ist, sollte jetzt bei der WHO ein umfassendes Abkommen zur 
Prävention, Vorbereitung und Bewältigung künftiger Pandemien ent­

Text:  
Andreas Wulf, 
medico international

Viertes Treffen der 
Intergovernmental Working 
Group (IGWG) zum WHO-
Pandemieabkommen 
am 1.–5. Dezember 
2025 in Genf (Foto: 
WHO / Christopher Black).
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stehen. Das ambitionierte Vorhaben, bei der Weltgesundheitsorganisa­
tion einen völkerrechtlichen Vertrag zu verhandeln, war zuvor nur ein­
mal gelungen: Der „WHO Framework Convention on Tobacco Control 
(WHO FCTC)“ war als erster „Public Health Vertrag“ 2003 bei der Welt­
gesundheitsversammlung verabschiedet worden, seit 1996 vorbereitet 
und seit 2000 in mehreren Runden verhandelt. Seit 2005 ist er in Kraft, 
nachdem die notwendigen 40 Länder ihn ratifiziert hatten (heute sind 
es 168 Länder).

Auch die Verhandlungen des Pandemievertrags zogen sich zwischen 
2022 und 2025 hin, längst standen mit den (Bürger) Kriegen in Ukraine, 
im Sudan, in Gaza ganz andere Weltkrisen im Mittelpunkt der globalen 
Politik. Denn auch wenn vermeintlich alle das gleiche Interesse an der 
Prävention und Bewältigung einer zukünftigen Pandemie hatten, war 
von Anfang an umstritten, was gemeinsame Verantwortung für die Pan­
demiebekämpfung genau heißen sollte: Der Vorschlag einer „geteil­
ten, aber unterschiedlichen Verantwortung“ (shared but differentiated 
responsibility) die analog zu den Klimaverhandlungen vorgeschlagen 
wurde, und die Notwendigkeit betonte, dass reiche Staaten größere 
finanzielle Beiträge liefern sollten, damit ärmere Staaten die notwendi­
gen Maßnahmen der Prävention und Früherkennung von Krankheits­
ausbrüchen aufbauen konnten, blieb dabei auf der Strecke. Der „Pan­
demic Fund“, der bei der Weltbank zur Finanzierung von solchen Pro­
jekten eingerichtet wurde, führt immer noch ein marginales Dasein 
mangels großzügiger Geber.

Streitpunkt PABS

Vor allem aber bissen sich die Verhandlungsteams an den genauen De­
tails für einen Mechanismus des Pathogen Access and Benefit-Sharing 
(PABS) die Zähne aus. Die Idee, Verpflichtungen zum raschen Teilen 
der Erreger und ihrer genetischen Informationen zu koppeln an die Ver­
pflichtung, die Forschung- und Entwicklungsergebnisse auch verpflich­
tend zu teilen, war bereits 2011 bei dem ebenfalls bei der WHO verhan­
delten Pandemic lnfluenza Preparedness Framework etabliert worden, 
und wurde von den Verhandlungsgruppen der Länder des globalen Sü­
dens (Afrika Gruppe, Equity Gruppe) aufgegriffen. 

Sechstes Treffen der 
Intergovernmental Working 
Group (IGWG) zum WHO-
Pandemieabkommen 
am 27. April bis 1. Mai 
2026 in Genf (Foto: 
WHO / Christopher Black).
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Der globale Norden (allen voran die EU und Mitgliedstaaten wie 
Deutschland, aber auch Norwegen, Japan usw., die USA waren im 
Januar 2025 mit der zweiten Trump-Präsidentschaft ausgestiegen) 
setzt dagegen auf freiwillige Lösungen für die potentiellen Hersteller­
firmen von Impfstoffen mit dem Argument, Forschung und Entwick­
lung nicht zu blockieren. 

Folgenlose Sonntagsreden

Dies folgte ganz dem Muster, das schon bei den Debatten um die 
TRIPS Waiver während der Pandemie zutage trat und die anfängliche 
Beschwörung von den „globalen öffentlichen Gütern“ zur Bewältigung 
der Covid-19-Krise, mit denen sich auch Ursula von der Leyen und An­
gela Merkel hervorgetan hatten, als die folgenlosen Sonntagsreden 
entlarvten, die sie waren. 

Diese grundsätzliche Uneinigkeit wurde dann im letzten Jahr aus den 
Pandemievertragsverhandlungen ausgegliedert, um das Abkommen 
selbst bei der Weltgesundheitsversammlung 2025 formal annehmen zu 
können. Der PABS-Anhang (ohne den die Mitgliedstaaten den Vertrag 
nicht ratifizieren werden) wurde in einer neuen Verhandlungsrunde wei­
terverhandelt. 

Der WHO-Generaldirektor hoffte auf einen Erfolg zur diesjährigen Ver­
sammlung, denn seine Amtszeit geht im nächsten Mai endgültig zu 
Ende und er hätte sie mit diesem Vertrag gerne gekrönt. Die zivilge­
sellschaftlichen Beobachter*innen und Kritiker*innen der Blockadehal­
tung der „ersten Welt“ waren dagegen froh, dass die Verhandlungs­
delegationen des globalen Südens standhaft geblieben sind und eine 
weitere Verhandlungsrunde um ein weiteres Jahr vereinbart wurde. 

Damit bleibt weiter Zeit für mehr Druck auf die Positionen des globalen 
Nordens, um die Gerechtigkeitsdefizite, die so eindringlich während der 
Pandemie offenbar wurden, im neuen Abkommen anzugehen. ●

ZUM AUTOR
Andreas Wulf ist Arzt und seit 1998 bei medico interna-

tional. Er ist Nothilfe-Referent und arbeitet zu Themen 

globaler Gesundheit.
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Vom Schweigen zur 
Mitbestimmung
Debt2Health und die Rolle von Jugend­
organisationen in der Mongolei

Dieser Text basiert auf einem Interview zwischen Tilman Rüppel, Refe­
rent für politische Anwaltschaft bei medmissio und Mitglied des Vor­
stands und des Sprecher*innenkreises des Aktionsbündnis gegen AIDS 
und Anuka Anar, der Direktorin von Youth LEAD Mongolia. Das Ge­
spräch fand am 13. Oktober 2025 im Rahmen des World Health Summits 
in Berlin statt, unmittelbar nach unserem Panel zur Schuldenumwand­
lungsinitiative Debt2Health (D2H). 

Die globale HIV-Arbeit steht unter Druck. Im Vorfeld der Internationa­
len AIDS-Konferenz verschärfen sich die strukturellen Rahmenbedin­
gungen: stagnierende und sinkende Finanzierungen, zunehmende poli­
tische Polarisierung und eine wachsende Einschränkung zivilgesell­
schaftlicher Handlungsspielräume. Vor diesem Hintergrund stellt sich 
eine zentrale Frage: Wie können globale Finanzierungsmechanismen 
nicht nur Mittel bereitstellen, sondern auch Räume für Teilhabe, Mitspra­

che und strukturelle Veränderung 
eröffnen?

Ein Ansatz ist Debt2Health, ein 
Instrument der Entwicklungsfi­
nanzierung, das Schulden in ge­
zielte Investitionen in Gesund­
heitssysteme umwandelt. Anstatt 
Rückzahlungen zu leisten, inves­
tieren Länder die Mittel direkt in 
Programme zur Eindämmung von 
HIV / Aids, Tuberkulose und Mala­
ria. Doch was bedeutet das kon­
kret für die Arbeit von Organisa­
tionen vor Ort? Ein Gespräch mit 
Anuka Anar, Geschäftsführerin 
von Youth LEAD Mongolia, gibt 
Einblick.

„Uns wurde beigebracht zu schweigen“

„In unserer Kultur wird jungen Menschen beigebracht zu schweigen, 
selbst dann, wenn unsere Rechte verletzt werden oder wenn uns der 
Staat nicht schützt“, sagt Anar Anudari, genannt Anuka. „Wir lernen, still 
zu sein und gehorsam gegenüber denen, die Macht haben. Die Aufgabe 
unserer Organisation ist es, dieses Schweigen zu brechen.“

Youth LEAD Mongolia befähigt junge Menschen, für ihre Gesundheit, 
Rechte und Würde einzutreten. In einem postsowjetisch geprägten Kon­
text bedeutet das auch, Tabus rund um Sexualität, Geschlecht und HIV 

Tilman Rüppel und Anuka 
Anar beim Interview 
(Foto: Aktionsbündnis 
gegen AIDS)

Text:  
Peter Wiessner 
und Johanna Fipp, 
Aktionsbündnis 
gegen AIDS

Interview:  
Tilman Rüppel 
(medmissio, Vorstand 
und Mitglied im 
Sprecher*innenkreis 
im Aktionsbündnis 
gegen AIDS) mit 
Anuka Anar (Youth 
LEAD Mongolia)
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zu hinterfragen. „Weil wir so lange geschwiegen haben, wissen viele 
junge Menschen gar nicht, was falsch ist, oder warum es falsch ist“, er­
klärt Anuka. „Der erste Schritt besteht darin, ihnen zu zeigen, dass sie 
sprechen dürfen.“ 

Strukturelle Hürden

Trotz niedriger HIV-Prävalenz ist die Stigmatisierung in der Mongolei 
hoch. Viele meiden aus Angst vor Diskriminierung das Gesundheits­
system. „Das Gesundheitssystem schließt viele Menschen aus“, sagt 
Anuka. „Gerade diejenigen, die keine Macht haben, ihre Rechte einzu­
fordern, bleiben am häufigsten zurück.“

Gleichzeitig ist der finanzielle Spielraum begrenzt: „Unsere Regierung 
hat viele Schulden“, erklärt sie. „Geld, das eigentlich in das Gesund­
heitswesen fließen sollte, wird zur Rückzahlung der Schulden früherer 
Generationen verwendet.“

Debt2Health als Wendepunkt

Debt2Health setzt hier an: Ein Teil der Schulden wird in Investitionen in 
HIV-Prävention und Behandlung umgewandelt. „Debt2Health hat Raum 
geschaffen, damit unsere Regierung nicht nur dem Global Fund, son­
dern auch der Zivilgesellschaft zuhört“, sagt Anuka. „Das war ein Wen­
depunkt. Zum ersten Mal konnten wir mitreden und Teil des Prozes­
ses sein.“ Die Mittel fließen gezielt in Prävention und Testung, Bereiche, 
die national oft unterfinanziert sind. „Debt2Health hat diese Lücke ge­
schlossen“, erklärt Anuka. „Es hat Prävention und Aufklärungsarbeit in 
ländlichen Gebieten und unter Wanderarbeitenden unterstützt.“

Stärkung von Teilhabe

Für Anuka geht der Einfluss der Initiative über die reine Finanzierung hi­
naus. Sie stärkt auch die Beteiligung von Gemeinschaften an nationa­
len Entscheidungsprozessen, insbesondere über den Country Coordina­
ting Mechanism (CCM), ein Gremium aus verschiedenen Akteur*innen, 
das die Umsetzung der Global-Fund-Programme überwacht. „Im CCM 
vertreten zu sein bedeutet, eine Stimme bei Entscheidungen zu haben“, 
sagt sie. „Dort können wir Prioritäten mitgestalten und sicherstellen, 
dass Programme den tatsächlichen Bedürfnissen der Gemeinschaften 
entsprechen.“

Angesichts neuer HIV-Fälle unter Jugendlichen bleibt Handlungsbedarf. 
„Wir setzen uns dafür ein, dass die Regierung dieses Gesetz ändert“, 
sagt Anuka. „Menschenrechte und Gesundheit gehören zusammen. 
Junge Menschen dürfen nicht zwischen ihrer Privatsphäre und ihrem 
Leben wählen müssen.“ ●

Debt2Health – Wenn Schulden Leben retten können
Hintergrundinformationen auf der Website des 
Aktionsbündnis gegen AIDS

https://www.aids-kampagne.de/aktuelles/2025-08-18-debt2health
https://www.aids-kampagne.de/aktuelles/2025-08-18-debt2health
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MITGLIEDSORGANISATIONEN STELLEN SICH VOR

AMPO International: 
Gesundheit und 
Solidarität im Einsatz 
gegen HIV und Aids

Das Aktionsbündnis gegen AIDS wird von rund 300 Mitträger-
organisationen aus ganz Deutschland getragen. Dazu gehören 
Aidshilfen, kirchliche Gruppen, Eine-Welt-Initiativen sowie 
Organisationen aus den Bereichen globale Gesundheit, Ent-
wicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe. In dieser Rub-
rik stellen wir regelmäßig Partner und ihre Arbeit vor.

HIV und Aids sind weltweit noch immer eine Reali­
tät, besonders in Regionen, in denen Armut, soziale 
Ausgrenzung und ein mangelhafter Zugang zur Ge­
sundheitsversorgung den Alltag bestimmen. AMPO 
International e. V. engagiert sich seit über 30 Jah­
ren in Burkina Faso genau an dieser Schnittstel­
le von Gesundheit, Menschenrechten und sozialer 
Gerechtigkeit.

Von der Deutschen Katrin Rohde gegründet 1995 in 
Ouagadougou, arbeitet AMPO mit Kindern, Jugend­
lichen und Frauen, die besonders vulnerabel sind: 
Waisen, vertriebene junge Frauen, alleinerziehende 
Mütter und Menschen ohne gesicherten Zugang zu 
medizinischer Versorgung. Herzstück der Arbeit ist 
die AMPO Krankenstation, die jährlich bis zu 100.000 
Patient*innen behandelt, unabhängig von Herkunft 
oder Religion. Damit schafft AMPO einen niedrig­
schwelligen Zugang zu medizinischer Hilfe, auch für 
Menschen mit HIV, denen keine finanziellen Mittel 
zur Verfügung stehen.

HIV und Aids sind dabei ein zentrales Querschnitts­
thema. Prävention, Aufklärung und die Bekämpfung 
von Stigmatisierung sind fest in den sozialen und 
medizinischen Angeboten verankert. AMPO setzt auf 
einen ganzheitlichen Ansatz: Information über Über­
tragungswege, Schutzmöglichkeiten und Therapie 
trifft auf psychosoziale Begleitung und die Stärkung 
individueller Handlungsspielräume. Besonders Frau­
en und Mädchen, die häufig einem erhöhten HIV-

Text:  
Ute Krüger 

Geschäftsführung  
AMPO International e.V.



21

Risiko und massiver Diskriminierung ausgesetzt sind, 
stehen im Fokus.

Ein Beispiel dafür ist das Projekt Viimde, das AMPO 
gemeinsam mit Partnerorganisationen umsetzt. Vi­
imde richtet sich gezielt an HIV-positive Frauen und 
junge Mütter. Neben der Unterstützung bei medizi­
nischer Behandlung und Medikamenten umfasst das 
Projekt psychosoziale Beratung, Hausbesuche, Auf­
klärung sowie Maßnahmen zur Wiederaufnahme in 
Familie und Gemeinschaft. Ein besonderer Schwer­
punkt liegt auf der sozialen und wirtschaftlichen Sta­
bilisierung, etwa durch Mikrokredite, Qualifizierungs­
angebote und einkommensschaffende Maßnahmen. 
Viimde begegnet HIV nicht nur als medizinischer Di­
agnose, sondern als sozialer Herausforderung, die 
Ausgrenzung, Armut und Gewalt verstärken kann.

Auch die AMPO Krankenstation spielt bei der Begleitung von Menschen 
mit HIV eine entscheidende Rolle. Sie bietet bezahlbare medizinische 
Versorgung, notwendige Begleitbehandlungen und kontinuierliche Be­
treuung, ein Angebot, das Leben sichert und Gesundheitsrechte prak­
tisch umsetzt.

Mit der Aufnahme in das Aktionsbündnis gegen Aids bringt AMPO Inter­
national diese langjährige Erfahrung nun auch stärker in die entwick­
lungspolitische und zivilgesellschaftliche Arbeit in Deutschland ein. Die 
Mitgliedschaft unterstreicht das gemeinsame Ziel, HIV und Aids weltweit 
konsequent zu bekämpfen, Stigmatisierung abzubauen und den Zugang 
zu Gesundheitsversorgung und Medikamenten dauerhaft zu sichern.

AMPO steht für einen solidarischen, menschenrechtsbasierten Ansatz: 
Gesundheit ist mehr als medizinische Behandlung, sie ist untrennbar 
verbunden mit Würde, Teilhabe und sozialer Sicherheit. Gemeinsam mit 
dem Aktionsbündnis gegen AIDS setzt AMPO ein klares Zeichen da­
für, dass niemand wegen HIV oder Aids zurückgelassen wird. Managré 
Nooma – das Gute geht nie verloren.

Katrin Rohde erhielt für ihr Lebenswerk im August 2022 das Bundesver­
dienstkreuz 1. Klasse. ●

AMPO International e. V. 

→	 GLS Gemeinschaftsbank | IBAN: DE 80 4306 0967 1038 3287 00
→	 Blücherstr. 41 | 10961 Berlin | info@ampo-intl.org
→	 ampo-intl.org

Abbildungen 
diese und 
gegenüberliegende 
Seite: Begünstigte 
aus AMPO-Projekt 
Viimde (Fotos: AMPO 
International e.V.)

https://ampo-intl.org/
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Akronym-Verzeichnis 
AA	 Auswärtiges Amt

APH	 Alliance for Public Health

Aids	 Acquired Immune Deficiency Syn­
drome –  Erworbener Immundefekt 

BMG	 Bundesministerium für Gesundheit

GFAN	 Global Fund Advocates Network

GFATM	 Global Fund to Fight AIDS, Tuber­
culosis and Malaria / Globaler Fonds 
zur Bekämpfung von AIDS, Tuberku­
lose und Malaria

IAC	 International AIDS Conference  
Internationale AIDS-Konferenz

IAS	 International AIDS Society

LGBTIQ+ 	 Lesbisch, Gay / Schwul, Bisexuell, 
Trans*, Inter*, Queer

ODA	 Official Development Assistance Öf-
fentliche Entwicklungsleistungen

OECD	 Organisation for Economic 
Co-operation and Development   
Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung

PABS	 Pathogen Access and Benefit-
Sharing

PEPFAR	 President’s Emergency Plan for AIDS 
Relief – US-amerikanisches Pro-
gramm zur globalen HIV-Bekämp-
fung

PrEP	 Pre-Exposure Prophylaxis

TB	 Tuberkulose

UNAIDS	 Joint United Nations Programme on 
HIV / AIDS – Gemeinsames Programm 
der Vereinten Nationen zu HIV / Aids

UNHLM	 UN High-Level Meeting on HIV  
Hochrangiges Treffen der Vereinten 
Nationen

USAID	 United States Agency for Internatio­
nal Development

WHA	 World Health Assembly   
Weltgesundheitsversammlung

WHO	 World Health Organization  
Weltgesundheitsorganisation

Begriffserklärungen

Debt2Health ist ein Instrument der Entwicklungsfinan­
zierung, mit dem Staatsschulden in gezielte Investitio­
nen in Gesundheit umgewandelt werden können. An­
statt Rückzahlungen an ein Gläubigerland zu leisten, 
investieren Schuldnerländer die freigewordenen Mittel 
in Programme zur Bekämpfung von HIV / Aids, Tuber­
kulose und Malaria oder in die Stärkung ihrer Gesund­
heitssysteme. Der Mechanismus wurde 2007 vom Glo­
balen Fonds mit Unterstützung Deutschlands entwi­
ckelt und seither in mehreren Ländern umgesetzt.

TRIPS Waiver: Trade-Related Aspects of Intellectu-
al Property Rights Waiver – Vorschlag zur temporä­
ren Aussetzung bestimmter Patentrechte während der 
Covid-19-Pandemie, um bei Gesundheitsnotständen 
einen gerechteren Zugang zu Impfstoffen und Medika­
menten zu ermöglichen.

Gender und gendertransformativ: Gender bezeichnet 
die persönliche und gesellschaftliche Dimension von 
Geschlecht. Dazu gehören Geschlechterrollen, gesell­
schaftliche Erwartungen und die Geschlechtsidentität. 
Gendertransformative Ansätze gehen einen Schritt wei­
ter: Sie berücksichtigen Geschlechterunterschiede 
  

nicht nur, sondern zielen darauf ab, bestehende Ge­
schlechternormen und Machtverhältnisse aktiv zu ver­
ändern und mehr Geschlechtergerechtigkeit zu fördern.

Anti-Rights- und Anti-Gender-Bewegungen: Sam­
melbegriffe für politische und gesellschaftliche Bewe­
gungen, die bestehende Menschenrechtsstandards, 
Geschlechtergerechtigkeit und sexuelle Vielfalt infra­
ge stellen oder zurückdrängen wollen. Häufig richten 
sich solche Bestrebungen gegen die Rechte von Frau­
en, LGBTIQ+-Personen, Menschen mit HIV sowie ge­
gen sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte 
(SRHR) und die Beteiligung der Zivilgesellschaft an po­
litischen Entscheidungsprozessen.

Pathogen Access and Benefit-Sharing (PABS): Me­
chanismus innerhalb der Verhandlungen zum Pande­
mieabkommen der WHO. Ziel von PABS ist es, Krank­
heitserreger und genetische Informationen bei neuen 
Ausbrüchen schnell international zu teilen, damit For­
schung zu Impfstoffen, Medikamenten und Diagnostika 
rasch beginnen kann – und Ländern, die diese Daten 
teilen, gerechten Zugang zu den daraus entwickelten 
Gesundheitsprodukten zu verschaffen.
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Termine 
30.06. – 02.07.2026	 58. UNAIDS Program Coordination 

Board Meeting, Genf

07.07. – 09.07.2026	 55. Sitzung des Global Fund Board, Genf

26.07. – 31.07.2026	 26. Internationale AIDS-Konferenz,  
Rio de Janeiro

08.09. – 22.09.2026	 Tagung der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen, New York, USA

11.10. – 13.10.2026	 World Health Summit, Berlin

25.11.2026	 Mitgliederversammlung Rechtsträgerverein 
Aktionsbündnis gegen AIDS, online

25.11.2026	 Vollversammlung Aktionsbündnis 
gegen AIDS, online

28.11. – 30.11.2026	 56. Sitzung des Global Fund Board, Genf

08.12. – 11.12.2026	 59. UNAIDS Program Coordination 
Board Meeting, Genf
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Jahresbericht 2025
Das Aktionsbündnis gegen AIDS hat seinen Jahresbericht 2025 
veröffentlicht. Der neue Bericht steht hier zum Download bereit: 

www.aids-kampagne.de/ueber-uns/jahresberichte

Die informiert vom September 2025
Die letzte Ausgabe der informiert rückte das Thema gesundheitliche 
Chancengleichheit in den Vordergrund, mit besonderem Blick 
auf den Globalen Fonds und der 8. Wiederauffüllung. 

www.aids-kampagne.de/aktuelles/2025-09-09-informiert

September 2025

informiert

Vorwort des AgA-Sprecher*in nen kreises und Bündnisbüros — S. 2
Lenacapavir: Hoffnungsträger 
in der HIV-Prävention und das Dilemma der Preisgeheimhaltung — S. 3Gesundheitliche Chancen­gleichheit, Stimmen aus den Communities und der Kampf um UNAIDS — S. 6

25 Jahre Impfallianz Gavi — S. 10

CEPI: Innovation für globalen 
Zugang zu Impfstoffen — S. 15UNITAIDs Beitrag zur Stärkung 

von Communities — S. 15
Joep Lange und das JLI Center for Global Health Diplomacy — S. 18

Debt2Health – wenn Schulden 
Leben retten können — S. 20Akronymverzeichnis — S. 22 

Termine — S. 23
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www.aids-kampagne.de

Folgen Sie uns auf den Sozialen Medien:

linkedin.com/company/ 
aktionsbuendnisgegenaids/

youtube.com/ 
@AktionsbuendnisgegenAids

facebook.com/ 
aidskampagne

instagram.com/ 
aktionsbuendnisgegenaids
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